
 
 

 

 

 
Bern, 01. Juli 2020 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
Vorentwurf des Bundesgesetzes über Kredite mit Solidarbürgschaft infolge des 
Coronavirus (Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetz): Eröffnung des Vernehmlas-
sungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 1. Juli 2020 das EFD beauftragt, bei den Kantonen, den politi-
schen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte 
und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft und 
den interessierten Kreisen zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über Kredite mit 
Solidarbürgschaft infolge des Coronavirus (Covid-19-Solidarbürgschaftsge-
setz) ein verkürztes Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 21. Juli 2020. 
 
Am 25. März 2020 hat der Bundesrat die COVID-19-Solidarbürgschaftsverordnung 
(SR 951.261) zur Versorgung der Schweizer Unternehmen mit Liquidität verabschie-
det. Diese sollten rasch Bankkredite aufnehmen können, die von den vier staatlich 
anerkannten Bürgschaftsorganisationen verbürgt werden. Deren Verluste wiederum 
trägt der Bund. Der Bundesrat muss dem Parlament die Überführung dieser Notver-
ordnung ins ordentliche Recht innert sechs Monaten vorlegen. Einerseits kann er nur 
dadurch die Geltungsdauer der Notverordnung verlängern und allfällige Regulie-
rungslücken verhindern. Andererseits muss er die Rechte und Pflichten der vier 
Bürgschaftsorganisationen regeln, insbesondere für den Fall, dass die Kreditgeberin-
nen die Bürgschaften ziehen und die Kreditforderungen somit auf die Bürgschaftsor-
ganisationen übergehen. Bei der Bewirtschaftung dieser Forderungen soll eine ge-
wisse Flexibilität zugunsten der Unternehmen bestehen, ohne jedoch die finanziellen 
Interessen des Bundes zu gefährden. 
 
Wir laden Sie ein, zu den Vernehmlassungsunterlagen Stellung zu nehmen. 
 
Die Vernehmlassung wird elektronisch durchgeführt. Die Vernehmlassungsunterlagen 
können bezogen werden über die Internetadresse: 
 

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
 

Der Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD 

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html
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Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellungnahmen, 
wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-Ver-
sion) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu senden: 
 

rechtsdienst@efv.admin.ch, Stichwort: Covid-19-Solidarbürgschaftsgesetz 
 
Wir bitten Sie, im Hinblick auf allfällige Rückfragen die bei Ihnen zuständigen Kon-
taktpersonen und deren Koordinaten anzugeben. 
 
Für Rückfragen stehen Ihnen Frau Barbara Rüetschi (Tel. 058 462 60 92, bar-
bara.rueetschi@efv.admin.ch) und Herr Florian Zihler (Tel 058 483 97 17, florian.zih-
ler@efv.admin.ch) zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
 
 
Ueli Maurer 
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